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Vorwort 

Die Arbeit lag im Wintersemester 1999/2000 der juristischen Fakultät der Fried-
rich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg zur Begutachtung vor. Schrifttum 
und Rechtsprechung sind bis Ende 1999 berücksichtigt. 

Das Thema verdanke ich einer Anregung von Herrn Prof.  Dr. Max Vollkommer, 
der als Leiter des Instituts für Zivilrecht und Zivilprozeßrecht die Entstehung der 
Arbeit mit zahlreichen Hinweisen auf neueste Rechtsprechung und Schrifttum 
wohlwollend begleitet hat. Ebenso bin ich meinem Doktorvater Herrn Prof. 
Dr. Reinhard Greger zu großem Dank verpflichtet.  Viele unserer nicht nur über ju-
ristische Themen geführten Gespräche während meiner Tätigkeit als Assistent an 
seinem Lehrstuhl, welcher noch tief im Geiste seines „Urinhabers" Herrn Prof. 
Dr. Karl Heinz Schwab verwurzelt ist, werden mir unvergeßlich bleiben. Danken 
will ich auch meiner Ehefrau Ingrid, welche mir aufgrund ihrer beruflichen Erfah-
rungen als im Kreditbereich tätige Bankkauffrau  das nötige Verständnis für die 
praktischen Abläufe bei der Gewährung eines Finanzierungsdarlehens vermittelt hat 
und nicht zuletzt durch ihren „seelischen" Zuspruch die Fertigstellung dieser Arbeit 
mitgetragen hat. 

Schließlich will ich mich bei meinen Eltern bedanken, die mir das Studium der 
Rechtswissenschaften und damit die Grundlage für diese Arbeit erst ermöglicht ha-
ben. Auch Herrn Dr. Albrecht Bender und Frau Prof.  Dr. Dorothea Assmann, die 
mir stets ansprechbare kritische Diskussionspartner waren, möchte ich namentlich 
meinen Dank aussprechen. Trotz Kenntnis der von Prof.  Dr. Friedrich-Christian 
Schröder in seiner Glosse in JZ 2000, S. 353 geäußerten Ansicht, möchte ich Herrn 
Prof.  Dr. Mathias Rohe ausdrücklich für die äußerst zügige Zweitkorrektur danken. 
Eine dienstliche Verpflichtung kann durchaus in sehr unterschiedlicher Art und Wei-
se verrichtet werden; wie sie von Herrn Prof.  Dr. Rohe erbracht wurde, hat aus-
drücklichen Dank verdient. Nicht versäumen will ich zudem, Herrn Prof.  Dr. h. c. 
Norbert Simon für die Aufnahme der Arbeit in die Schriften zum Bürgerlichen 
Recht und der Schmitz-Nüchterlein-Stiftung für den mir gewährten großzügigen 
Druckkostenzuschuß zu danken. 

Dem Leser wünsche ich nunmehr eine anregende Lektüre. 

Kobe/Japan, im September 2000 Michael  Tröster 
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Einleitung 

Α. Die Entstehung der „verbundenen Geschäfte" 

Die in der Wirtschaft  zunehmend voranschreitende Spezialisierung der Unter-
nehmen infolge eines stetig härteren Wettbewerbs tritt in der Praxis in den unter-
schiedlichsten Formen zum Vorschein. Als eine Folge daraus entwickelt sich eine 
immer breiter gefächerte Arbeitsteilung unter den Teilnehmern am Wirtschaftsle-
ben. Diese Entwicklung bleibt nicht etwa auf die Produktion beschränkt, sondern 
erfaßt auch andere Bereiche wie etwa den Warenvertrieb1. Unter letzteren können 
auch die verschiedenen Finanzierungsvarianten zur Steigerung des Warenabsatzes 
gezählt werden. 

Entsprechend der zum Ausgang des 19. Jahrhunderts üblichen Formen der Ab-
satzfinanzierung gingen die Regelungen des 1894 in Kraft  getretenen Abzahlungs-
gesetzes noch streng von zweiseitigen Finanzierungsmodellen zwischen Verkäufer 
und Käufer aus. Daher enthielt das AbzG auch nur eine Regelung für den sogenann-
ten „einfachen" Abzahlungskauf. Dieser ist dadurch gekennzeichnet, daß der Käu-
fer unter Modifizierung seiner kaufvertraglichen  Pflichten aus § 433 BGB die Ware 
sofort  erhält, den Kaufpreis aber nicht sogleich in vollem Umfang, sondern in Raten 
(Teilzahlungen) zu entrichten hat. Der Verkäufer  behält sich in der Regel zur Sicher-
heit das Eigentum an der Kaufsache bis zur vollständigen Zahlung des Kaufpreises 
gem. § 455 BGB vor. Um die Finanzierungskosten für den nicht sofort  erhaltenen 
Kaufpreis zu decken, übersteigt die Summe der Teilzahlungen regelmäßig den Bar-
zahlungspreis, so daß im Ergebnis der Verkäufer  dem Käufer einen entgeltlichen 
Kredit gewährt. Mithin hat der Verkäufer  beim „einfachen" Abzahlungskauf eine 
Doppelstellung: er ist Verkäufer  und Kreditgeber in einem. 

Die Rechtsprechung zu „verbundenen Geschäften" wurde erst durch eine drasti-
sche Änderung des Konsumverhaltens im Laufe der folgenden Jahrzehnte hervorge-
rufen2. Vor allem das sogenannte „Wirtschaftswunder"  der Nachkriegszeit hatte 
eine erhebliche Steigerung der Nachfrage, gerade auch nach hochwertigen Konsum-
gütern zur Folge. Die hohen Anschaffungskosten  konnten jedoch von den Konsu-
menten häufig nicht mehr sofort  aufgebracht werden. Allerdings wollten diese die 

1 Zu den Formen der „lean-production" bzw. „lean-distribution" vgl. die eingehende Ana-
lyse von Lange, Das Recht der Netzwerke. 

2 Eine ausführliche Darstellung der historischen Entwicklung des Konsumentenkredits fin-
det sich bei Diirbeck,  Der Einwendungsdurchgriff  nach § 9 Absatz 3 Verbraucherkreditgesetz, 
S.4ff. 
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gekauften Sachen alsbald nutzen. Aufgrund der sprunghaft  gestiegenen Nachfrage, 
wie sie für die moderne Konsumgesellschaft kennzeichnend ist, waren die Verkäu-
fer bald nicht mehr in der Lage, das zur Finanzierung der Abzahlungskäufe benö-
tigte Kapital aufzubringen. Von seiten der Wirtschaft  wurde deshalb nach Möglich-
keiten gesucht, dieser veränderten Marktlage mit neuartigen Finanzierungsmodel-
len gerecht zu werden. In der Folge ging man daher dazu über, die Finanzierung der 
Abzahlungsgeschäfte auf Dritte (in der Regel Finanzierungsbanken) zu übertragen. 
Dieser sogenannte „finanzierte Abzahlungskauf' verdrängte innerhalb kürzester 
Zeit beinahe vollständig den einfachen Abzahlungskauf. Letztlich war dies ein Re-
sultat der rasant fortschreitenden Spezialisierung der Wirtschaftsunternehmen,  wo-
durch zunehmend Leistungen von verschiedenen Unternehmen im arbeitsteiligen 
Zusammenwirken erbracht wurden. 

Von den entwickelten Finanzierungsmodellen sind vor allem die sogenannten A-, 
B- und C-Geschäfte3 zu nennen. Das Α-Geschäft war dadurch gekennzeichnet, daß 
die zur Finanzierung eingeschaltete Bank an ihre Kreditnehmer gegen Übernahme 
einer Ratenzahlungsverpflichtung Warengutscheine verteilte, die bei bestimmten 
Verkäufern  eingelöst werden konnten. Zwischen den die Gutscheine akzeptierenden 
Verkäufern  und der Bank bestanden entsprechende vertragliche Vereinbarungen, 
wonach die Verkäufer  nach Erteilung des Warengutscheins durch die Bank einen 
Vertrag mit dem Käufer abschlossen und umgekehrt gegen Vorlage des Gutscheins 
bei der Bank den Kaufpreis vergütet bekamen. Beim C-Geschäft akzeptierte der 
Käufer vom Verkäufer  zugunsten eines bestimmten Finanzierungsinstituts in Höhe 
der einzelnen Kaufpreisraten  ausgestellte Wechsel. 

Das B-Geschäft war dadurch gekennzeichnet, daß der Kreditgeber und der Ver-
käufer aufgrund eines zugrundeliegenden Rahmenvertrages dauerhaft  und planmä-
ßig mit dem Ziel gegenseitiger Absatzförderung  zusammenarbeiteten. Kaufvertrag 
und Darlehensantrag wurden dem Käufer in der Regel gemeinsam vom Verkäufer 
vorgelegt. Die Darlehensvaluta, die meist aufgrund unwiderruflicher  Anweisung di-
rekt an den Verkäufer  ausgezahlt wurde, diente dabei der Befriedigung der Kauf-
preisverbindlichkeit. Der Käufer war verpflichtet,  den Kreditbetrag nebst Zinsen 
und Bearbeitungsgebühr an den Kreditgeber zurückzuzahlen. Der Kreditgeber si-
cherte sich seinen Darlehensrückzahlungsanspruch dadurch, daß er sich den Kauf-
gegenstand vom Käufer zur Sicherung übereignen ließ und den Verkäufer  häufig für 
mögliche Zahlungsausfälle des Verbrauchers zur Mithaftung für die Darlehens-
schuld verpflichtete. Diese Verpflichtung konnte etwa durch die Einräumung einer 
Bürgschaft  oder durch eine Schuldmitübernahme geschehen4. Unter den zum finan-
zierten Abzahlungskauf entwickelten Modellvarianten setzte sich rasch der Typ des 
B-Geschäfts durch. 

3 Näher zum A- und C-Geschäft vgl. Bülow,  Heidelberger Kommentar zum Verbraucherkre-
ditgesetz, §9 Rdnr. 16 ff. 

4 Vgl. zum „B-Geschäft" auch Seibert,  Handbuch zum Verbraucherkreditgesetz,  §9 Rdnr. 1. 
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Β. Rechtliche Problemstellung und Gang der Untersuchung 

Rechtliche Probleme bereitete beim Β-Geschäft der Umstand, daß aus dem zuvor 
zwischen zwei Personen (Käufer und Verkäufer)  bestehenden Abzahlungskauf nun-
mehr ein Drei-Personen-Verhältnis aus Verkäufer,  Käufer und Kreditgeber entstan-
den war. Durch diese Vertragspraxis, durch die dem Käufer nunmehr zwei anstelle 
eines Vertragspartners  gegenüberstanden, wurde der Käufer im Vergleich zum ein-
fachen Abzahlungskäufer schlechter gestellt. Diese Schlechterstellung resultierte 
daraus, daß sich der zuvor rechtlich einheitliche Abzahlungskauf im Drei-Personen-
Verhältnis des finanzierten Abzahlungskaufs in einen Kaufvertrag  und einen Kredit-
vertrag aufspaltete. Die beiden Verträge wurden von der Rechtsprechung wohl auf-
grund der im Schuldrecht geltenden Inter-partes Wirkung stets als rechtlich selb-
ständig behandelt5. Der Käufer wurde daher bei einem B-Geschäft der Gefahr aus-
gesetzt, das Darlehen auch dann aufgrund seiner vertraglichen Verpflichtung gegen-
über dem Kreditgeber vollständig zurückzahlen zu müssen, wenn der Kaufvertrag 
durch den Verkäufer  überhaupt nicht oder nur mangelhaft erfüllt  wurde. Aufgrund 
der Relativität der Schuldverhältnisse konnte der Käufer die aus dem Kaufvertrag 
resultierenden Einwendungen dem Darlehensrückzahlungsanspruch des Kreditge-
bers aus dem Kreditvertrag selbst dann nicht entgegenhalten, wenn er beispielswei-
se wegen einer zwischenzeitlich eingetretenen Insolvenz des Verkäufers  gegen die-
sen seine Rechte nicht mehr durchzusetzen vermochte. In Erkenntnis dieses Pro-
blems zeigten sich in der Rechtsprechung zum finanzierten Abzahlungskauf bereits 
frühzeitig Tendenzen, den Käufer vor den rechtlichen Nachteilen aus dem Abschluß 
derartiger Geschäfte zu schützen. 

In dem am 1.1.1991 in Kraft  getretenen Verbraucherkreditgesetz  reagierte 
schließlich auch der Gesetzgeber mit starker zeitlicher Verzögerung in § 9 unter der 
Überschrift  „Verbundene Geschäfte" auf die Problematik. Dem folgte bereits am 
1.1.1997 mit § 6 TzWrG über „Finanzierte Verträge" eine weitere Vorschrift  zu die-
sem Problemkreis. Allgemein handelt es sich hierbei um ein grundlegendes Pro-
blem, das die Gemüter in Rechtsprechung und Lehre gleichermaßen über Jahrzehn-
te hinweg erhitzte: Wie sind derartige Drei-Personen-Verhältnisse in das - von we-
nigen Ausnahmen abgesehen - auf zweiseitige Rechtsgeschäfte zugeschnittene Sy-
stem des BGB einzugliedern? 

In dieser Arbeit wird der Versuch unternommen, allgemeingültige Aussagen für 
Drei-Personen-Verhältnisse in der Gestalt eines „verbundenen Geschäfts" zu erar-
beiten. Insbesondere soll diesen ein möglicher Standort in der allgemeinen Syste-
matik des Zivilrechts zugewiesen werden. Im ersten Teil der Arbeit sollen hierzu zu-
nächst die von der Rechtsprechung zu dieser Thematik gewonnenen Ergebnisse und 
anschließend die gesetzlichen Regelungen einer näheren Betrachtung unterzogen 

5 In den beim finanzierten Abzahlungskauf verwendeten Formularverträgen wurde die 
rechtliche Unabhängigkeit von Kauf- und Darlehensvertrag meist auch ausdrücklich hervor-
gehoben; vgl. hierzu etwa BGH NJW 1961, 164. 


